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Diese Handreichung wurde von der Ernst & Young Law GmbH Rechtsanwaltsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft im Auftrag des Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen e. V. 
(bdo) erstellt. 

Die Handreichung ist ausschließlich für den bdo als Auftraggeber erstellt worden. Dem 
bestimmungsgemäßen Gebrauch entspricht es, dass der bdo diese Handreichung seinen 
Mitgliedsunternehmen zu Informationszwecken zur Verfügung stellt. 

Die Handreichung dient der allgemeinen Information und Orientierung. Sie stellt keine 
Rechtsberatung im Einzelfall dar und kann eine individuelle rechtliche Prüfung der jeweiligen 
konkreten Umstände nicht ersetzen. 

Die Ernst & Young Law GmbH übernimmt keinerlei Haftung gegenüber den Mitgliedsunternehmen 
des bdo oder sonstigen Dritten im Hinblick auf die in dieser Handreichung enthaltene rechtliche 
Argumentation, insbesondere im Zusammenhang mit der Auslegung des § 16 Abs. 2 (neu) PBefG. 



  

Ausgangslage 
Das Personenbeförderungsgesetz (PBefG) wurde mit 
Wirkung zum 27. Februar 2026 u.a. im Hinblick auf die 
gesetzlich zulässigen Höchstlaufzeiten von Linienge-
nehmigungen im Verkehr mit Kraftfahrzeugen novel-
liert.1 Nach der novellierten Fassung des § 16 Abs. 2 
PBefG soll es nunmehr auch für den Linienverkehr mit 
Kraftfahrzeugen möglich sein, die Geltungsdauer der 
Genehmigungen unter den Voraussetzungen des Art. 
4 Abs. 4 Verordnung (EG) Nr. 1370/20072 (VO 1370) 
auf bis zu fünfzehn Jahre zu verlängern. 

Wenngleich es erklärtes Ziel der Novellierung ist, be-
stehende Auslegungsfragen im Hinblick auf die An-
wendung der Laufzeitenregelung eindeutig zu klären 
und dadurch Rechtsunsicherheiten beim Vollzug durch 
die Genehmigungsbehörden zu verhindern,3 wirft die 
Verlängerungsmöglichkeit im Hinblick auf ihren sachli-
chen Anwendungsbereich gleichwohl eine entschei-
dende Frage auf, nämlich die ihrer Anwendbarkeit auf 
eigenwirtschaftliche Verkehre.     

 

Frage der Anwendbarkeit auf eigen-
wirtschaftliche Verkehre 
Die Fragestellung folgt im Kern aus dem in § 16 Abs. 2 
Satz 3 PBefG neu eingefügten Verweis auf Art. 4 
Abs. 4 VO 1370:4 

 
1 Zweites Gesetz zur Änderung des Güterverkehrsgesetzes und 
des Personenbeförderungsgesetzes, BGBl. 2026 I Nr. 47 vom 26. 
Februar 2026. 
2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personen-
verkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der 

Art. 4 Abs. 4 UAbs. 1 VO 1370 wiederum hat folgen-
den Wortlaut: 

Diese Regelung enthält neben der Nennung der eigent-
lichen Verlängerungsvoraussetzungen auch einen Be-
zug auf die Laufzeit eines öffentlichen Dienstleistungs-
auftrags im Sinne von Art. 3 Abs. 1 VO 1370.  

Es stellt sich daher die Frage, ob Voraussetzung für 
eine längere Laufzeit im Sinne von § 16 Abs. 2 Satz 
3 PBefG neue Fassung (n.F.) auch das Vorliegen eines 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags ist. Sollte dies 
der Fall sein, wäre die Möglichkeit der Erteilung einer 
Genehmigung mit einer längeren Laufzeit für eigen-
wirtschaftliche Verkehre gesperrt. 

Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des 
Rates (ABl. L 315 S. 1) Celex-Nr. 3 2007 R 1370, zuletzt geändert 
durch Art. 1 ÄndVO (EU) 2016/2338 vom 14. Dezember 2016 
(ABl. L 354 S. 22). 
3 BT-Drs. 21/1498, S. 49. 
4 Hervorhebung durch die Bearbeiter der Handreichung. 

Hamburg, 01. Juni 2026 

PBefG-Novelle: Verlängerte Geltungsdauer 
von Genehmigungslaufzeiten  

„Falls erforderlich kann die Laufzeit des öffentli-
chen Dienstleistungsauftrags unter Berücksichti-
gung der Amortisierungsdauer der Wirtschaftsgü-
ter um höchstens 50 % verlängert werden, wenn 
der Betreiber eines öffentlichen Dienstes einen we-
sentlichen Anteil der für die Erbringung der Perso-
nenverkehrsdienste, die Gegenstand des öffentli-
chen Dienstleistungsauftrags sind, insgesamt er-
forderlichen Wirtschaftsgüter bereitstellt und diese 
vorwiegend an die Personenverkehrsdienste ge-
bunden sind, die von dem Auftrag erfasst werden.“ 

„Die Genehmigung kann unter den Voraussetzun-
gen des Artikels 4 Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für einen län-
geren Zeitraum festgelegt werden.“ 
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Die Gesetzesbegründung(en)  
Aus der Gesetzesbegründung zur jüngsten Änderung 
des PBefG lassen sich für die Beantwortung dieser 
Frage keine konkreten Rückschlüsse auf die Anwend-
barkeit der längeren Laufzeit ziehen. In der Gesetzes-
begründung5 heißt es lediglich:  

Bei Rückgriff auf die Gesetzesbegründung6 aus dem 
Jahr 2012 wird hingegen deutlich, dass die Verlänge-
rung der Höchstlaufzeiten in § 16 PBefG bei deren Ein-
führung auch für eigenwirtschaftliche Verkehre gelten 
sollte: 

Es ist vorliegend nicht ersichtlich, aus welchem Grund 
die nunmehr erfolgte Erweiterung des Anwendungsbe-
reichs auf Fälle des Art. 4 Abs. 4VO 1370 hiervon ab-
weichend nicht für eigenwirtschaftliche Verkehre gel-
ten sollte.  

Somit spricht eine Gesamtschau der Gesetzesbe-
gründungen aus den Jahren 2012 und 2025 dafür, 
dass die Verlängerungsmöglichkeit der Laufzeit von 
Liniengenehmigungen auch für eigenwirtschaftliche 
Verkehre gelten sollte.  

Diese Rechtsauffassung wurde zudem auf Anfrage des 
bdo vom 03. Februar2026 beim zuständigen Fachrefe-
rat des Bundesministeriums für Verkehr (BMV) aus-
drücklich bestätigt. Das BMV äußerte sich danach wie 
folgt: 

 

 

 

 

 

 
5 BT-Drs. 21/1498, S. 49. 
6 BT-Drs. 17/8233, S. 16. 

 

Vorrang der Eigenwirtschaftlichkeit 
Eine Beschränkung des Anwendungsbereichs der 
Verlängerungsmöglichkeit nach § 16 Abs. 2 
Satz 3 PBefG n.F. auf nichteigenwirtschaftliche Ver-
kehre würde zudem dem Vorrang der Eigenwirt-
schaftlichkeit offenkundig zuwiderlaufen.  

Der in §§ 8 Abs. 4, 8a Abs. 2 Satz 1 PBefG verankerte 
„Vorrang der Eigenwirtschaftlichkeit“ besagt, dass 
dem eigenwirtschaftlichen Verkehr gegenüber der 
Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge Vorrang 
einzuräumen ist, die nur dort erteilt werden sollen, wo 
ein hinreichendes marktwirtschaftliches Verkehrsan-
gebot nicht zustande kommt.7 

Es wäre systemwidrig und nicht sachgerecht, ausge-
rechnet Betreiber eigenwirtschaftlicher Verkehre im 
Vergleich zu nichteigenwirtschaftlichen Verkehren 
schlechter zu stellen, indem diese keine längere Ge-
nehmigungslaufzeit in Anspruch nehmen könnten, 
obwohl die jeweiligen Finanzierungs- und Amortisati-
onsdauern für die Beschaffung von Wirtschaftsgü-
tern dies rechtfertigen würden.  

Hinzu kommt, dass Betreiber eigenwirtschaftlicher 
Verkehre in aller Regel die Investitionen in einem hö-
heren Umfang mit Eigenmitteln finanzieren müssen, 
da sie oftmals einen schlechteren Zugang zu öffentli-
chen Fördermitteln haben und Investitionskosten8 
bzw. Abschreibungen in einem höheren Maße bzw. 
vollständig aus eigenen Mitteln bzw. aus Erlösen de-
cken müssen.  

 

7 Vgl. BVerwG, Urteil vom 29. Oktober 2009, 3 C 1.09, Rz. 27 f.; 
BVerwG, Urteil vom 24. Oktober 2013, 3 C 26.12, Rz. 37. 
8 Mit entsprechenden Auswirkungen auf die Abschreibungshöhe. 

„Dementsprechend sollten auch die in der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 vorgesehenen Verlänge-
rungsmöglichkeiten des öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrages auf die Geltungsdauer der Geneh-
migung übertragen werden, um den Gleichlauf von 
öffentlichem Dienstleistungsauftrag und Genehmi-
gung zu gewährleisten.“ 

„Die Verlängerungsmöglichkeit kann auch genutzt 
werden, wenn eine Genehmigung für einen eigen-
wirtschaftlichen Verkehr erteilt wird.“ 

„Die Regelung findet aber auch auf eigenwirt-
schaftliche Verkehre Anwendung, wenn die Voraus-
setzungen Artikels 4 Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 vorliegen. 
Dies geht schon aus der Gesetzesbegründung aus 
dem Jahr 2012 hervor, wo ausdrücklich klargestellt 
wird, dass die Verlängerungsmöglichkeit auch ge-
nutzt werden kann, wenn eine Genehmigung für 
den eigenwirtschaftlichen Verkehr erteilt wird (BT-
Drs. 17/8233 S. 16). Durch die nun vorgenommene 
Ergänzung hat sich an dem damals zum Ausdruck 
gekommenen Willen des Gesetzgebers nichts geän-
dert.“ 
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Öffentlicher Dienstleistungsauftrag 
keine Voraussetzung des Art. 4 Abs. 
4 VO 1370 
Letztlich handelt es sich beim öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrag nicht um eine „Voraussetzung“ des Art. 
4 Abs. 4 VO 1370 im Sinne von § 16 Abs. 2 PBefG n.F., 
wenngleich dies auf den ersten Blick nicht eindeutig 
sein mag. § 16 Abs. 2 Satz 3 PBefG n.F. schafft eine 
jedenfalls partielle Rechtsgrundverweisung9, wobei 
die materiellen Voraussetzungen des Art. 4 Abs. 4 VO 
1370 (Investitionen, Amortisation etc.) im Kern über-
nommen werden. Hieraus folgt, dass - wenn der Tatbe-
stand des Art. 4 Abs. 4 VO 1370 erfüllt ist - eine län-
gere Genehmigungslaufzeit zulässig ist.  

Das Vorliegen eines öffentlichen Dienstleistungsauf-
trags kann demgegenüber bei eigenwirtschaftlichen 
Verkehren naturgemäß keine Tatbestandsvorausset-
zung des Art. 4 Abs. 4 VO 1370 sein, sondern viel-
mehr der Bezugspunkt der Rechtsfolge aus der Norm 
in Form der längeren Laufzeit. Insofern hat der Gesetz-
geber spiegelbildlich zum öffentlichen Dienstleistungs-
auftrag nach der VO 1370 an die Tatbestandsmerk-
male des Art. 4 Abs. 4 VO 1370 eine vom Vorliegen 
eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags unabhän-
gige Rechtsfolge in Gestalt einer längeren Genehmi-
gungslaufzeit geknüpft.   

 

Ergebnis 
Im Ergebnis ist die eingangs aufgeworfene Frage bei 
genauer Betrachtung eindeutig dahingehend zu be-
antworten, dass die in § 16 Abs. 2 Satz 3 PBefG n.F. 
enthaltene Möglichkeit, eine längere Genehmigungs-
dauer festzulegen, auch für eigenwirtschaftliche 
Verkehre eröffnet ist.  

Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass der Tatbestand 
des Art. 4 Abs. 4 VO 1370 erfüllt ist und hierbei vor 
allem die Amortisierungsdauer der zur Verkehrserstel-
lung einzusetzenden Wirtschaftsgüter eine Verlänge-
rung über zehn Jahre hinaus rechtfertigt. Regelmäßig 
wird sich die Dauer der Verlängerung hierbei an der 
überschießenden Amortisierungsdauer orientieren.   

 

 
9 vgl. für § 16 Abs. 1 PBefG: Saxinger/ Winnes, Recht des öffentli-
chen Personenverkehrs, § 16 PBefG, Rn. 8. 
10 BVerwG, Beschluss vom 02. Oktober 1991, 7 B 59/91. 

Ermessen der Genehmigungsbehörde 
Vor dem Hintergrund der vorstehenden Ausführungen 
ist von einer Anwendung des § 16 Abs. 2 Satz 3 PBefG 
n.F. auf eigenwirtschaftliche Verkehre auszugehen. Al-
lerdings steht diese Verlängerung der Genehmigungs-
laufzeit im Ermessen der Genehmigungsbehörde. Das 
heißt, dass sie nur bei Vorliegen sachlicher, ermes-
sensleitender Gründe ihre Zustimmung verweigern 
darf. 

Bei dieser Entscheidung ist insbesondere das „öffent-
liche Verkehrsinteresse“ gemäß § 16 Abs. 2 Satz 1 
PBefG Maßstab für das Ermessen der Genehmigungs-
behörde. Dieses kann sich insbesondere aus verkehrs-
planerischen Tätigkeiten der Aufgabenträger (insbe-
sondere den Nahverkehrsplänen über den Verweis des 
§ 16 Abs. 2 Satz 5 auf § 8 Abs. 3 PBefG), aus Linien-
bündelungen, aus vorhersehbaren straßen- und wege-
rechtlichen Planungen10, aus städtebaulichen Ge-
sichtspunkten und aus bestehenden verkehrlichen Ge-
gebenheiten (z.B. der Überlastung bestimmter Ver-
kehrswege) ergeben.  

Daneben sind wirtschaftliche (insbesondere Amortisa-
tionsgesichtspunkte auf Seiten des Verkehrsunterneh-
mens), wettbewerbliche und technische Gesichts-
punkte in die Ermessenserwägung mit einzubezie-
hen.11 Demgegenüber dürfen u.E. bloß abstrakte, 
langfristige oder noch nicht konkretisierte Überle-
gungen des Aufgabenträgers, das Verkehrsangebot 
künftig im Wege eines öffentlichen Dienstleistungs-
auftrags wettbewerblich auszuschreiben, nicht ge-
gen eine Verlängerung bzw. kürzere Laufzeit heran-
gezogen werden; auch wenn solche Erwägungen nach 
unserer Kenntnis in der Verwaltungspraxis einiger Ge-
nehmigungsbehörden durchaus eine Rolle spielen.  

Gleiches gilt für lediglich konzeptionelle oder perspek-
tivisch erwogene Linienbündelungen, denen es an ei-
ner hinreichend bestimmten und zeitlich absehbaren 
Umsetzung fehlt. Solche Erwägungen begründen kein 
tragfähiges öffentliches Verkehrsinteresse, das einer 
Verlängerung entgegengehalten oder zur Rechtferti-
gung einer verkürzten Grundlaufzeit herangezogen 
werden könnte. 

Falls die genannten Aspekte der Erteilung einer Geneh-
migung mit verlängerter Laufzeit im Übrigen nicht ent-
gegenstehen, gilt Folgendes: 

11 Saxinger/ Winnes, Recht des öffentlichen Personenverkehrs, § 
16 PBefG, Rn. 13. 
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Die Genehmigung muss mindestens für einen Zeit-
raum gelten, der die rentable Erbringung der Ver-
kehrsleistung ermöglicht. Dies ist der Zeitraum, des-
sen es bedarf, um die jährlichen Anteile an den Inves-
titionskosten, Rücklagen und Rückstellungen abzüg-
lich eines Wiederverkaufswerts von Investitionsgü-
tern neben den laufenden Kosten durch Beförde-
rungsentgelte und öffentliche Kostendeckungsbei-
träge zu decken.12  

Dementsprechend hat die Investitionsplanung des an-
tragstellenden Unternehmers entscheidenden Einfluss 
auf die Ermessensausübung und auch den Spielraum 
der Genehmigungsbehörde. Insbesondere, wenn ein 
Unternehmer im Einklang mit dem vor Ort geltendem 
Nahverkehrsplan sukzessive auf emissionsfreie An-
triebe (batterieelektrisch oder wasserstoffbetrieben) 
mit den einhergehenden Investitionen in Infrastruktur 
und rollendes Material umzustellen beabsichtigt, und 
er der Genehmigungsbehörde nach kaufmännischen 
Regeln eine entsprechende Investitionsplanung sowie 
die daraus folgende Amortisationsdauer belastbar 
darlegen kann, wird die Genehmigungsbehörde, die 
höhere Genehmigungslaufzeit in aller Regel gewähren 
müssen.  

 

Rechtsweg 
Für den Fall, dass die Genehmigungen hingegen nicht 
mit den beantragten Laufzeiten gewährt werden oder 
sogar vollständig versagt werden, sollten die Erfolg-
saussichten verwaltungsgerichtlicher Rechtschutz-
möglichkeiten sorgsam geprüft werden. 

Hier gilt im Grundsatz, dass ein Anspruch auf Erteilung 
der Genehmigung besteht, solange die subjektiven Ge-
nehmigungsvoraussetzungen des § 13 Abs. 1 PBefG 
erfüllt sind und im Übrigen keine weiteren Versagungs-
gründe (z.B. Gründe Verkehrssicherheit, Verletzung 
eines ausschließlichen Rechts oder Abweichung vom 
Nahverkehrsplan) durchschlagend entgegenstehen. 
Die Bemessung der Genehmigungslaufzeit - mit oder 
ohne Verlängerung – steht hingegen im Ermessen der 
Genehmigungsbehörde, so dass sich der Rechtsan-
spruch des Antragstellers auf eine ermessenfehler-
freie Entscheidung beschränkt. 

Wird die Genehmigung rechtswidrig versagt oder die 
Genehmigungslaufzeit unter Verstoß gegen § 16 

 
12 Fromm/Sellmann/Zuck/Fey/Fromm, 5. Aufl. 2022, PBefG § 16 
Rn. 3; Heinze/Fehling/Fiedler/Heinze, 2. Aufl. 2014, PBefG § 16 
Rn. 13. 
13 Vgl. BVerwG, Urteil vom 8. Juni 2021, 8 C 32.20, Rz. 9 ff. 

Abs. 2 PBefG zu kurz bemessen, ist zunächst fristge-
recht Widerspruch einzulegen.13 Der Widerspruch ist 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Ent-
scheidung zu erheben. Bleibt der Widerspruch erfolg-
los, kann innerhalb eines Monats nach Zustellung des 
Widerspruchsbescheids bzw. nach Bekanntgabe der 
Entscheidung Verpflichtungsklage auf Erteilung der 
Genehmigung bzw. auf Erteilung einer Genehmigung 
mit zutreffend bemessener Laufzeit beim zuständigen 
Verwaltungsgericht erhoben werden. 

 

Handlungsempfehlung 
Eigenwirtschaftliche Unternehmer, die bspw. planen 
auf emissionsfreie Antriebe umzustellen, sollten bei 
der Neubeantragung von Liniengenehmigungen die 
Ihnen offenstehende Möglichkeit, eine verlängerte Ge-
nehmigungslaufzeit zu erlangen, nutzen.  

Mit dem Genehmigungsantrag sind entsprechende 
Nachweise über den Investitionsbedarfs sowie der län-
geren Amortisationszeiträume für eine längere Geneh-
migungslaufzeit nach § 16 Abs. 2 Satz 3 PBefG n.F. 
einzureichen, die der Genehmigungsbehörde eine 
nachvollziehbare Prüfung der Voraussetzungen des 
Art. 4 Abs. 4 VO 1370 ermöglichen. Die Investitions-
planung sollte hierbei im Einklang mit den Vorgaben 
und Zielen des Aufgabenträgers (Nahverkehrspläne 
etc.) stehen.  

Im Antrag sind hierzu, neben den üblichen Unterlagen, 
insb. folgende Aspekte darzulegen und durch geeig-
nete Unterlagen zu belegen: 

 Investitionsplanung 
Dokumentation der ggf. bereits getätigten und ge-
planten Investitionen (Art, Umfang, Investitions-
höhe, Zeitpunkt) und deren funktionaler Bezug zur 
beantragten Verkehrsleistung sowie den Vorgaben 
bzw. Zielen des Aufgabenträgers. 

 Amortisations- und Wirtschaftlichkeitsberechnun-
gen 

Betriebswirtschaftliche Berechnungen zur Abschrei-
bungs- und Amortisationsdauer, aus denen hervor-
geht, dass eine Laufzeit von zehn Jahren – ggf. bei suk-
zessiver Umstellung des Fuhrparks auf alternative An-
triebe - wirtschaftlich nicht ausreicht und eine längere 
Genehmigungsdauer erforderlich ist. Dies kann auch 
mit einem TCO14-Ansatz untermauert werden. 

14 Total Cost of Ownership (TCO). 


